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Kriegswohlfahrtsausgaben der Gemeinden und Gemeindeverbände, S. 131. 


(Nr. 11784.) Geſetz, betreffend die Neuwahl der Provinziallandtage. Vom 16. Juli 1919. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be— 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
981. N 
Die Provinzial⸗ und Kommunallandtage werden mit der ſich aus § 10 
ergebenden Einſchränkung aufgelöſt und ſind bis zum 1. September 1919 neu 
zu wählen. ü 


9 
Der Feſtſtellung der Zahl der von den einzelnen Kreiſen beziehungsweiſe 
Wahlbezirken zu wählenden Abgeordneten iſt die Einwohnerzahl nach der Volks- 
| zählung von 1910 unter Einſchluß der Militärperſonen zugrunde zu legen. 
i Die Friſt zur Einreichung von Anträgen auf Berichtigung der Feſtſtellung 
beträgt zwei Wochen. 
01 i 
Wählbar zu Mitgliedern des Provinzial⸗ (Kommunal-) Landtags und des 
Provinzial: (Landes-) Ausſchuſſes find alle im Beſitze der deutſchen Reichsangehörig⸗ 
keit und der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen, weder entmündigten noch unter 
vorläufiger Vormundſchaft ſtehenden Männer und Frauen, welche am Tage der 
Wahl das 20. Lebensjahr vollendet haben und ſeit mindeſteas 6 Monaten ihren 
Wohnſitz in der Provinz (dem Bezirksverband) haben. 
| Vorſchriften der Provinzialordnungen, nach denen die Wählbarkeit in ge 
\ wiſſen Fällen ruht, werden aufgehoben. 


4. 
Die Abgeordneten der Stadtkreiſe werden durch die Stadtverordneten 
verſammlung beziehungsweiſe das bügerliche Repräſentantenkollegium gewählt. 


Nah 
| Die Wahl erfolgt, ſofern mindeſtens zwei Abgeordnete von einem Stadt 
| oder Landkreis oder einem aus zwei verbundenen Kreiſen gebildeten Wahlbezirke 
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zu wählen find, nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. Erſatzwahlen finden 
in dieſem Falle nicht ſtatt. Die Wahlvorſchläge dürfen um die Hälfte mehr 
Namen enthalten, als Abgeordnete zu wählen find. Ein entſtehender Bruchteil 
wird nach unten abgerundet. Zur Einreichung eines Wahlvorſchlags ſind drei 
Unterſchriften erforderlich. 

Die näheren Beſtimmungen über die Durchführung der Verhältniswahl 
erläßt der Provinzialausſchuß. 


Sofern von einem Stadt⸗ oder Landkreiſe nur ein Abgeordneter zu wählen 
iſt, verbleibt es bei den bisherigen Vorſchriften. 


97. 

Die Neuwahlen zum Provinzial⸗(Landes⸗ Ausſchuß und zu den Provinzial⸗ 
(Bezirks- Kommiſſionen find bei der erſten Tagung des Provinzial⸗(Kommunal⸗) 
Landtages vorzunehmen. Sie erfolgen nach dem Verhältniswahlſyſtem. 

Die Wahl der Mitglieder und der Stellvertreter hat auf Grund getrennter 
Wahlvorſchläge zu erfolgen. Zur Einreichung eines Wahlvorſchlags ſind ſieben 
Anterſchriften erforderlich. Der Vorſitzende des Provinzialausſchuſſes und deſſen 
Stellvertreter werden aus den Mitgliedern des Provinzialausſchuſſes vom 
Provinziallandtag in getrennten Wahlhandlungen durch Stimmenmehrheit gewählt. 

Im übrigen werden die näheren Beſtimmungen über das Verhältniswahl⸗ 
ſyſtem durch Beſchluß des neuen Provinzial⸗ (Kommunal) Landtages feſtgeſetzt. 


988. 
Die Beſtimmungen, denen zufolge Beamte von der Wahl zum Provinzial⸗ 
(Landes-) Ausſchuß ausgeſchloſſen find, werden aufgehoben. 


§ 9. 
Die Beſtimmungen der Provinzialordnungen und ſensien Gefehe, die den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes entgegenſtehen, werden aufgehoben. 


810. 

Dieſes Geſetz erhält einſtweilen für die Provinziallandtage der Provinzen 
Weſtpreußen, Poſen, Schleſien, Heſſen⸗Naſſau und der Rheinprovinz ſowie für 
den Kommunallandtag des Bezirksverbandes Wiesbaden keine Geltung. Das 
Staatsminiſterium wird ermächtigt, die Einführung auch in dieſen Provinzen, 
abgeſehen von Poſen, und in dem Bezirksverband Wiesbaden vorzunehmen. 

Das Geſetz findet weiter keine Anwendung auf den Kommunallandtag der 
Hohenzollernſchen Lande. 

911. 

Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, die zur Ausführung dieſes Ge 

ſetzes erforderlichen Anordnungen zu treffen. 
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ge | 
Das Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 16. Juli 1919. ne, | 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. 
Heine. Reinhardt. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11785). Geſetz, betreffend die Auflöſung und Neubildung der Steuerkommiſſtonen. 
Vom 16. Juli 1919. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Einziger Paragraph. 

Wo eine Neubildung der gemeindlichen Vertretungen ſtattgefunden hat, 
find die nach dem Einkommen-, dem Gebäude⸗ und dem Gewerbeſteuergeſetze ber 
ſtehenden Voreinſchätzungs⸗, Einkommenſteuerveranlagungs⸗ und Berufungs⸗ 
kommiſſionen, Gebäudeſteuerveranlagungskommiſſionen und Gewerbeſteuerausſchüſſe 
der Steuerklaſſe I aufzulöſen und unverzüglich nach Maßgabe der bezeichneten 
Geſetze neu zu bilden. Soweit Mitglieder zu wählen ſind, iſt die Verhältnis⸗ 
wahl anzuwenden. Bis zum Zuſammentritte der neu gebildeten Kommiſſionen 
und Ausſchüſſe werden die Geſchäfte von den bisherigen Kommiſſionen und Aus 
ſchüſſen wahrgenommen. 5 


Berlin, den 16. Juli 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Südekum. am Zehnhoff. Oeſer. 
: Stegerwald. 


(Nr. 11786.) Geſetz über weitere Beihilfen zu Kriegswohlfahrtsausgaben der Gemeinden und 
Gemeindeverbände. Vom 6. Auguſt 1919. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
gar: 
Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag bis zu 150 Millionen 
Mark zur Verfügung geſtellt, um Gemeinden und Gemeindeverbänden zur Er⸗ 
leichterung ihrer Ausgaben für Kriegswohlfahrtszwecke Beihilfen zu gewähren. 
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6:2. 
() Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 
erforderlichen Summe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 
(.) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz 
anweiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 


Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 


Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in- und ausländiſche Währungen ſowie 
im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(s) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein⸗ 
löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn 
Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Umlaufs⸗ 
zeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem 
die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Sagen oder Wechſel 
aufhört. 

() Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher 
Umlaufszeit ſowie zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Auslande überlaſſen. 

(s) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konfolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes 
vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 1 
verwaltung, Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 

83. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter des Innern und dem 
Finanzminiſter ob. 

Berlin, den 6. Auguſt 1919. 

Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Sa Südekum. Reinhardt. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. 
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